Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1139 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bundesergänzungsgesetzes 
zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen 

Verfolgung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesergänzungsgesetz zur Entschä- 
digung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung vom 18. September 1953 (Bun- 
desgesetzbi. I S. 1387) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 77 wird durch folgende Vorschrift er- 
setzt: 

77 

Die durch dieses Gesetz geregelten Ent- 
sdiädigungslasten sind mit der Maßgabe 
von den Ländern zu tragen, daß der Bund 
den hierdurch den Ländern erwachsenden 
Aufwand zu erstatten hat abzüglich 

a) 10 vom Hundert für die Leistungen 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 6, §§ 21 und 23 
Abs. 2 sowie §§ 67 bis 76, 

b) 25 vom Hundert für Renten, 

c) 40 vom Hundert für alle übrigen 
Leistungen.“ 

2. § 78 wird durch folgende Vorschriften 
ersetzt: 

4 78 

Sofort befriedigt werden 

1. Ansprüche, die am 1. Oktober 1953 
rechtskräftig festgestellt und nach dem 


damals geltenden Recht bereits zur Be- 
friedigung aufgerufen waren; 

2. Ansprüche auf Durchführung eines Heil- 
verfahrens für Schaden an Körper und 
Gesundheit; 

3. Ansprüche auf wiederkehrende Lei- 
stungen; 

4. Ansprüche von Berechtigten, die das 
60. Lebensjahr vollendet haben oder 
bedürftig oder durch Krankheit oder 
Gebrechen in ihrer Erwerbsfähigkeit 
um mindestens 50 vom Hundert gemin- 
dert sind; 

5. Ansprüche auf Entschädigung für Ent- 
ziehung der Freiheit; 

6. Ansprüche auf Entschädigung für Scha- 
den in der Ausbildung. 

§ 78 a 

(1) Ansprüche auf Geldleistungen, die 

noch nidit nach § 78 fällig sind, werden 

in nadifolgender Rangfolge auf gerufen 

und befriedigt: 

1. Ansprüche auf Entschädigung für Scha- 
den an Leben, Körper und Gesundheit; 

2. Ansprüche auf Entschädigung für Ver- 
lust des Hausrats (§ 20); 

3. Ansprüche auf Entschädigung für Scha- 
den im beruflichen und wirtschaftlichen 
Fortkommen; 
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4. Ansprüche auf Entschädigung für Sdia- 

den an Eigentum und Vermögen. 

(2) Der Aufruf geschieht halbjährlich 
durch Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung; die Rechtsverordnungen sind jeweils 
bis zum 30. September und bis zum 
31. März zu verkünden. 

(3) Soweit €s sich nicht um wiederkeh- 
rende Leistungen handelt, sind alle An- 
sprüche spätestens bis zum Ablauf des 
Rechnungsjahres 1960 zu befriedigen. 

§ 78 b 

Auf Ansprüche, die noch nicht fällig 
sind, sollen zinslose Vorschüsse bewilligt 
werden, wenn ein wichtiger Grund vor- 
liegt, insbesondere sich der Berechtigte in 
einer Notlage befindet, oder dadurch be- 
sondere Nachteile erlitten hat, daß ein 
Angehöriger, der ihm gegenüber unter- 
haltspflichtig war, durch nationalsoziali- 
stische Verfolgung den Tod fand.“ 

3. Nach § 83 wird die folgende Vorsdirift 
eingefügt: 

„§ 83 a 

(1) Dieses Gesetz ist großherzig so aus- 
zulegen und anzuwenden, daß sein Voll- 
zug im Höchstmaß die Wiedergutmachung 
als sittliche Aufgabe und rechtliche Schuld 
erfüllt. 

(2) Im Zweifel ist dieses Gesetz in der 
für das Ziel der Wiedergutmachung gün- 
stigsten Weise auszulegen. 

(3) War in der Person des Antragstel- 
lers ein Verfolgungsgrund (§ 1 Abs. 1) ge- 
geben, so wird vermutet, daß dieser Grund 
die Ursache eines ihm durch national- 


sozialistische Gewaltmaßnahmen zugefüg- 
ten Nachteils gewesen ist.“ 

4. § 88 Abs. 2 wird gestrichen. § 88 wird 
durch folgende Vorschriften ergänzt: 

,,(2) Die Entschädigungsbehörden unter- 
stehen der obersten Landesbehörde für 
die Innere Verwaltung. 

(3) Die EntschädigungsbehÖrden sind 
verpflichtet, von Amts wegen die Tat- 
sachen zu erforschen, die für die x\nwen- 
dung dieses Gesetzes von Bedeutung sind. 

(4) Urkunden, die Hinweise auf eine 
Verfolgung enthalten, sowie alle, in einem 
rechtskräftig abgeschlossenen Wiedergut- 
machungsverfahren entstandenen Akten, 
sind von den Wiedergutmachungsbehör- 
den und den Gerichten dem Institut für 
Zeitgeschichte zur Verfügung zu stellen. 
Das Institut für Zeitgeschichte soll in Aus- 
wertung dieses Archivs Gutachten er- 
teilen.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1955 in 
Kraft. 

Bonn, den 19. Januar 1955 

Ollenhauer und Fraktion 
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